
Bereich Weıl diese In der sogenannten ‚‚westlichen Wertegemeinschaf
eine pseudorelig1öse ufladung bekommen aben, geht 6S €e1 theolo-
gische Klärung und relig1öse Aufklärung. Das ist ein Vorgang, der in der
Kırche selbst beginnt. Als ‚‚konzılarer Prozel3‘* hat CI den MAZNüuS CONSenN-

SUS F Ziel, der seinerseıts die usstrahlung der Kırche im ‚„„gemeinsamen
europäıischen Haus  .6 begründet.

Ethische Orlentierungen für den EG-Binnenmarkt

VON WOLF-DIETER JUS TI

95 Te nach Ausbruch des etzten Weltkriegs tellen WIT jetzt das wachsende
Bedürfinıs fest, dıe Spaltung Europas überwinden. Sowohl innerhalb unNnseIeI

Länder als auch über die Ländergrenzen hınweg kritisieren viele auch viele
Christen dal diıese Strukturen Frieden un Gerechtigkeıit nıcht hinreichend
garantieren und nicht gee1gnet sind, der Bedrohung der Schöpfung mıt Nachdruck
un Phantasıe entgegenzutreten.‘‘

So stand CS In der Schlußerklärung der Europäischen Ökumenischen Ver-
sammlung Von ase 1m Maı 1989 50) Seitdem hat sich dıe polıtısche
und Öökonomische Landschaft des Kontinents in atemberaubendem Tempo
verwandelt. DiIie politisch-ıdeologische und miılıtärische paltung in Europa
ist überwunden. Warschauer Pakt und Comecon en sıch aufgelöst, die
Sowjetunion hat aufgehört existieren, Rußland erwäagt einen Beıtrıtt ZUT

AIO, Deutschland ist wiederverein1igt, die osteuropäischen Länder führen
dıe Marktwirtschaft e1n, die meılsten wollen der assozıulert werden. Nıe-
mand ıIn ase hätte auf eine solche Entwicklung hoffen gewagtl. Irotz-
dem Mag Ial iragen, ob der zıiti1erte Satz damıt uberno ist Sınd WIT urc
dıe Strukturen In Kuropa den ersehnten Zielen des Friedens und der
Gerechtigkeıit wesentlich nähergekommen, wırd der Bedrohung der chöp-
fung heute wırksamer begegnet? Und VOT em Ist dıe paltung Europas
tatsächlıc überwunden oder begegnet s1e NUr ın Gestalt? Die Freude
ber den Fall kommunistischer Dıktaturen ist rasch verflogen: Nationalıtä-
tenkontlı fast überall 1m Osten und Südosten Europas, rleg In Jugosla-
wıen, eine katastrophale Versorgungslage in den Staaten der ehemalıgen
Sowjetunion mıt unabsehbaren politıschen Rısıken, ungeklärt dıe Fragen,
Was Aaus dem Milıtärpotential wird, WT dıe Atomwaffen und VOT em das
entsprechende ‚„„‚Know-how‘““ kontrolhert.
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Weniger revolutionäre, aber doch bedeutende Entwıcklungen kennzeıch-
NCN die Sıtuation 1m Westen Europas ıne züglige Verwirklichung der wirt-
schaftlıchen Integration 1im Rahmen des G-Biınnenmarkts, der bıs Ende
997 vollendet se1n soll, eın Vertrag ZUT Europäischen Union, 1im Dezember
991 unterzeichnet in Maastrıcht, der bıs spätestens 1999 dıe Wirtschafts-
und Währungsunion einschließlic eıner gemeınsamen uropa-Währung

vorsieht, längerfristig einen europäischen Bundesstaat, vorher schon
eine gemelinsame uDen- un Sıcherheıitspolitik, dıe schrıittwelise Entwick-
lung einer gemeiınsamen Verteidigung und eıne Ausweıltung der bisherigen
Gemeinschaftszuständigkeıten (auf die Bereiche Kultur, Bıldung, Berufs-
ausbiıldung, Gesundheıt, transeuropäische Infrastrukturnetze un! Verbrau-
cherschutz). Hınzu kommt die ründung des europälischen Wırtschafts-

HTC die 12 und die EF  -Staaten 1Im Oktober 1992,
mıt dem weltweit das größte geschlossene Wiırtschaftsgebiet entstehen wird

vorausgesetztl, daß das Vertragswerk VonNn den natıonalen Parlamenten
un dem Europaparlament ratıfızıert wırd, Wäas ZUr eıt allerdings raglıc
1st ber auch In diıesem Teıl Europas zeigen sıch gravlerende TODIemMme
anhaltende Massenarbeıitslosigkeıt (EG-weıt 16 Mı1ı0o0. Arbeitslose,
Spanıen 5() 9 Jugendarbeıitslosigkeıit!), zunehmende Armut (EG-weıt wırd
VO  — 45 Mı1ıo. Armen gesprochen), eın wachsendes Wohlstandsgefälle ZWI1-
schen den einzelnen Regionen, zunehmend Rassısmus und Ausländerfeind-
ichKeı ıIn en Miıtgliıedsländern, eın bedrohlicher Anstieg sozlal-patholo-
gischer Erscheinungen WwW1Ie Alkohaol- und Drogensucht, Medikamenten-
abhängigkeıt un psychische Erkrankungen.

Das gemeiInsame europäische Haus
eine Herausforderung für Christen un Kırchen

In jJüngster Zeıt sınd dıe Vorstellungen VO  — Europas Zukunft Urc das
Bıld des gemeınsamen Hauses inspirıert worden. uch für das theologische
und kırchliche Denken hat sıch dieses Bıld als fruchtbar erwlesen. Um och
einmal „ Baser: zıtleren:

N einem gemeinsamen Haus g1bt 6c5S gemeiınsame Verantwortungen Es darf
nıcht zugelassen werden, daß sıch dıe Lage einiger Teıle verschlechtert, während
andere in Luxus glänzen. In einem gemeinsamen Haus ırd das Leben VO €e1s
der Zusammenarbeıt un nıcht der Konfrontation bestimmt Dabe!ı ist wichtig, dalß
ZUT Vorstellung VO  —; einem gemeiınsamen europäischen Haus auch die Kritik allen
trennenden Wänden, Tträben und Schranken gehört Einige grundlegende Haus-
regeln sınd daher nötlig
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das Prinzıp der Gleichheıt er Bewohner, se]ljen s1e STar oder chwach:
die Anerkennung VOIl Werten Ww1e Freiheıit, Gerechtigkeıt, Oleranz, Solidarıtät
un: Partizıpation;
ıne posıtıve Einstellung gegenüber Anhängern verschledener Relıgi0onen, Kultu-
ICcCH un Weltanschauungen;
olitfene 1üren und Fenster mıt anderen Worten: viele persönlıche Ontakte
und 1el Gedankenaustausch:;:
Konflıktlösung durch Dıalog und nıcht durch ewalt*‘ und 67)

Diese herausfordernden Sätze en Relevanz nıchts eingebüßt. Sie
edurien allerdings der Konkretisierung für die Cu«Cc veränderte Situation
In Europa Mir ist das ema gestellt worden: ‚„„‚Ethische Orlentierungen für
den G-Binnenmarkt‘® Ich soll miıch also miıt einem PEFuropas beschäfti-
SCH einem Teıil allerdings, der ber sıch selbst hinaus wirkt und edeu-
tung hat für Gesamteuropa und dıe Welt Mır ist diese Feststellung wichtig,
weiıl die gerade ıIn jüngster eıt vorrangı1ıg mıt sıch selbst beschäf-
tigt ist und ihre gesamteuropälische und globale Verantwortung hintanstellt.
Die Vorstellung Von einem gemeinsamen europäischen Haus splelt in der

praktısch keine Krıtiker en darum ein Gegenbild entworfen
und sprechen VonNn der als \ ‚Festuns::; Diese Kritik ist nıcht unberechtigt,
WEeNnN INan bedenkt, daß ZU e1spie die uflnahmeanträge mehrerer Län-
der In dıe zunächst nıcht behandelt werden sollen zugunsten einer
ärkung der inneren Weıterentwicklung, der wirtschaftliıchen und poli-
tischen Integration der Miıtgliıedsstaaten. Man en auch die zuneh-
mende Abschottung der Eiınwanderer und Flüchtlinge, die Ver-
schärfung der Kontrollen den Außengrenzen, die brutale Rückfüh-
rTung VO  s 1/ 000 anern, dıe ach talıen Thehen wollten, rot und
Lebensperspektiven finden, den anhaltenden Protektionismus der
1m Agrarbereıch, das mäßige wıirtschaftlıch Engagement Jenseılts der
eigenen Grenzen In UOsteuropa und der Zweıldrittelwelt Tatsächlic stehen
dıe Bılder VO ‚„gemeiınsamen europäischen Haus‘‘ und VON der ‚„Festung
EG“ für alternatıve Europakonzeptionen, die sıch kaum mıteinander VCI-

söhnen lassen!. Hausgemeinschaft ist nıcht möglıch, WEn eın Teıl der
Bewohner seinen Haustrakt verbarrıkadıiert, nıcht bereıt ist, Räume und
Haushaltsgeld teılen, gegenseılt1ige Verantwortung übernehmen.

Vor diesem intergrun: gehört CS den ufgaben der Kırchen ın
Europa, einmal der äufigen Gleichsetzung Von und Europa wıder-
sprechen und darauf drängen, daß siıch dıe als Teil eines größeren
Ganzen versteht. Siıe mussen dıe Selbstzentriertheit der überwinden
helfen und deren gesamteuropäische Verantwortung klarmachen Das
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el andererseılts aber auch, daß dıe EG-Institutionen als Verantwortungs-
feld für dıe polıtische Diakonie der Kırchen nıcht lgnorlert der vernach-
ässigt werden dürfen er Wal 1€Ss bisher weiıtgehend der Fall un hat

gravierenden Versäumnissen geführt, dıe WIE gerade jetzt eutliic
wird 1Ur schwer korrigleren SInd. Bıs heute ist CS keine verbreıitete
Einsicht In Theologıie un Kırchen, daß der Prozel} der Integration der
12 Mitgliedsstaaten der mıt seinen bedeutenden Auswirkungen ach
innen und außen eın ema der Sozlale: DZW. eın Feld kirchlicher Ver-
antwortiung ist Nur wen1ige Sozilalethiker en sıch bisher mıt diesem
ema befaßt Kırchliche Stellungnahmen sınd Lalr und me1lst csehr allge-
meın gehalten. Der Dıskurs ber die Zielsetzung der Gemeinschaft und ihre
welıtere Gestaltung fand 1m wesentlichen hne kiırchliche Beteiligung
Dementsprechend groß ist In den Kıirchen die Unkenntnis hinsichtlich der
EG-Institutionen, ihrer Zuständigkeıten und Arbeitsweıise, iıhrer Polıtik und
Verantwortung.

In jJüngster eıt zeichnen sıch jer allerdings Veränderungen ab In der
EK  C WaT 65 bezeichnenderweise dıie geplante Steuerharmonisierung 1m
Bınnenmarkt, die ein1ge wachgerüttelt hat Wırd 1€es Umständen
Auswirkungen auf das deutsche Kirchensteuersystem aben, das AUus CUTIO-

päischer v 7 ein einmalıges und absonderliches rıvileg ist? Und WwWIe steht
6S miıt ihrem besonderen Status als Körperschaft Ööffentlichen Rechts? Die
EKD eröffnete eın eigenes Uro In Brüssel, diese ‚„gefährlıche Entwick-
lung  66 Aaus der ähe betrachten und gegebenenfalls beeinflussen.

Es g1bt inzwıischen aber auch Anzeıchen, da dıe Kırchen ihre gesell-
schaftsdiakonische Verantwortung gegenüber der ernster nehmen
wollen Darauf verwelsen ein1ge Studıen un Denkschriften un:!
Biınnenmarkt, dıie sıch wesentlıch detaıilherter als rühere Stellungnahmen
mıt Chancen und roblemen der Gemeinschaftsentwicklung auseinander-
setzen Beispiele hlerfür sınd dıe Studıie einer Arbeitsgruppe des nıeder-
ländıschen Kırchenrats: ‚„‚Europa ’9 de Kerken‘“‘‘ (Driebergen, November

eine weıtere Studie des Instıtuts für Sozlale des Schweizer van-
gelıschen Kırchenbundes und der Nationalkommissıion Justiti1a et Pax
„„Frıeden In Europa ıne Herausforderung für die Schwei1iz“‘ ern
und eine Denkschrı1i der Sozialkammer der EK  T ‚‚verantwortung für
eın sozlales Europa Herausforderungen einer verantwortlichen sozlalen
Ordnung 1m Horıizont des europälischen Eiıniıgungsprozesses‘“‘ Dezember

Daß INan sıch der 1er genannten Herausforderungen in
Europa bewußt wird, zeıgt etiwa folgender Abschnitt Aaus der EKD-Denk-
chriıft
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‚„Jrotz der Vielfalt europäischer Aktivıtäten der Kırchen ist nıcht übersehen,
daß dıe Kırchen sowohl In der Zielsetzung als auch iın der Koordination sozlaler
Arbeıt DZW. sozlaler Miıtverantwortung nıcht genügend vorbereıtet SINnd, den
Herausforderungen wirksam begegnen Die Arbeıt der Kirchen auf europäischer
ene ist ausbaufähıg und ausbaubedürftig. Wenn c5 nicht eiıner weıteren StÄär-
kung dieser Inıtlatıven und Einrichtungen, elıner intensiıveren gemeiınsamen Mel-
nungsbiıldung der Kirchen, Absprachen und gemeınsamen Vorgehen SOWI1eEe
einer stärkeren TrÄäsenz der Kırchen In Brüssel und Straßbureg ommt, wıird den
Kirchen nıicht möglıch se1n, ihrer Mıtverantwortungs- und Mitgestaltungsaufgabe in
Europa 1im notwendigen Ausmal} nachzukommen. Ihre Stimme ıird dann kaum
gehört, ihre Aspekte in wichtigen sozlalen, anthropologischen und sozlalethischen
Fragen werden nıcht 1n dıe gemeinsamen Bemühungen be1l der Gestaltung Europas

eingebracht“ (ZiiE 41)
Die Erwähnung der Arbeıt In Brüssel und Straßburg zeigt, dal ]jer insbe-

sondere die Verantwortung gegenüber EG-Institutionen gedacht wird.
Tatsächlic ist dıe Denkschri in erster Linıe eine Studie ZU G-Bıinnen-
markt und Fragen seiner sozlalen Dimensıon. er wıird 1€S 1m 1r der
Denkschrı nıcht klar. uch S1e spricht immer wıeder VON ‚‚Europa‘‘, wenn

s1e in antAel dıe meınt (vgl T Trotzdem ist diese Denkschrı
zumıindest in der deutschen Diskussion ein wichtiges Dokument für

dıe kirchliche Orientierung in diesem supranationalen Verantwortungs-
bereich

VANTı den Intentionen des EG-Binnenmarktprojekts
Die Aufgabe der Gemeinschaft, einen gemeiınsamen ar errichten

und dıe Wirtschaftspolitik der Mitgliedsstaaten schrittweise anzunähern,
wurde schon 95 / 1im Gründungsvertrag der EW (Art formuliert.
ichtige Statiıonen auf dem Weg diesen Zielen WarTr dıe Zollunion (1968)
dıe gemeiınsame Handelspolitik un der gemeınsame Agrarmarkt. ach der
weltweiten Wirtschaftskrise 97/3 stagnierte jedoch der wirtschaftlıch 1n1-
gungsprozeß. DiIie Miıtgliedsstaaten ne1igten immer stärker Alleingängen,
bisher Erreichtes wurde 1n rage gestellt. Um den schleichenden Verfall der

aufzuhalten, starteten 981 die Außenmuinıister Italıens un der Bundes-
republık, Colombo und Genscher, einen Versuch, Urc eine ‚„‚Europäische
Akte®‘ der Gemeinschaft CC polıtische Dynamık geben rgebnıs War

ach Jangen, zähen Verhandlungen die ‚„„Einheitliche Europäische
Akte‘* dıe 1986 unterzeichnet wurde und Julı 908 / in Ta
trat Die EEA ist dıe bislang bedeutendste Reform der ‚„„‚Römischen Ver-
träge“‘ VO  — 1957, bekräftigt das Ziel der polıtischen Union und das Ziel
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eines gemeiınsamen Binnenmarktes. Während das Zael der polıtischen
Unıion darın jedoch VascC bleıbt, wiıird das Ziel des Binnenmarktes konkret
beschrieben

‚„„Die Gemeinschaft trıfft die erforderlichen alßnahmen, bis ZU 31 Dezem-
ber 19972eines gemeinsamen Binnenmarktes. Während das Ziel der politischen  Union darin jedoch vage bleibt, wird das Ziel des Binnenmarktes konkret  beschrieben:  „Die Gemeinschaft trifft die erforderlichen Maßnahmen, um bis zum 31. Dezem-  ber 1992 ... den Binnenmarkt schrittweise zu verwirklichen. Der Binnenmarkt  umfaßt einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, Per-  sonen, Dienstleistungen und Kapital gemäß den Bestimmungen dieses Vertrages  gewährleistet ist‘“ (Art. 8a).  Was dieses Programm zur Verwirklichung der sog. „vier Freiheiten‘‘ kon-  kret beinhaltet, zeigt folgender Überblick:  Die EG auf dem Weg zum Binnenmarkt  Programm zur Verwirklichung der „Vier Freiheiten‘‘ bis Ende 1992  Freier Personenverkehr  Freier Dienstleistungsverkehr  Wegfall von Grenzkontrollen  Liberalisierung der Finanz-  dienste  Harmonisierung der Einreise-,  Asyl-, Waffen-, Drogengesetze  Harmonisierung der Banken-  Niederlassungs- und Beschäf-  und Versicherungsaufsicht  tigungsfreiheit für EG-Bürger  Öffnung der Transport- und  Verstärkte Außenkontrollen  Telekommunikationsmärkte  Freier Warenverkehr  Freier Kapitalverkehr  Wegfall von Grenzkontrollen  Größere Freizügigkeit für  Harmonisierung oder gegen-  Geld- und Kapitalbewegungen  seitige Anerkennung von  Schritte zu einem gemein-  Normen und Vorschriften  samen Markt für Finanz-  Steuerharmonisierung  leistungen  Liberalisierung des Wert-  papierverkehrs  Die eigentliche Intention des Binnenmarktprojekts besteht darin, die  Wettbewerbsposition der EG-Wirtschaft gegenüber den Weltmarktkonkur-  renten USA und Japan zu verbessern. Anfang der achtziger Jahre war die  Wettbewerbsfähigkeit in wichtigen Wachstumsbranchen zurückgegangen —  insbesondere im High-Tech-Bereich. Die Aufhebung der Segmentierung der  319den Binnenmarkt schrıttwelse verwirklıchen. Der Binnenmarkt
umfaßt einen aum ohne Bınnengrenzen, in dem der frele Verkehr VO  ; aren, Per-
ONCH, Dienstleistungen un! Kapıtal gemäß den Bestimmungen dieses Vertrages
gewährleistet ist*“ (Art da)

Was dieses Programm Z Verwirklichung der SOg “aer Freiheliten“‘‘ kon-
kret beinhaltet, zeigt folgender Überblick:

Die qauf dem Wegs 7U m Binnenmarkt
Programm ZUTr Verwirklichung der „VIer Freiheiten“‘ bıs Ende 997

Freier Personenverkehr Freier Dienstleistungsverkehr
Wegfall VON Grenzkontrollen Liberalisierung der Finanz-

diıensteHarmonisierung der Einre1se-,
Asyl-, affen-, Drogengesetze Harmonisierung der Banken-
Niederlassungs- und Beschäf- un: Versicherungsaufsicht
tigungsfreiheit für G-Bürger Öffnung der ansport- und
Verstärkte ußenkontrollen Telekommunikatiıonsmärkte

Freier Warenverkehr Freier Kapıtalverkehr
Wegfall VO  — Grenzkontrollen Größere Freizügigkeıt für
Harmonisierung oder MN- eld- un Kapıtalbewegungen
seıtige Anerkennung VO  — Schritte einem geme1n-
Normen und Vorschriften ar für Finanz-
Steuerharmonisierung leistungen

Lıberalısıerung des Wert-
papıerverkehrs

Dıiıe eigentliche Intention des Binnenmarktprojekts besteht darın, die
Wettbewerbsposition der EG-Wirtschaft gegenüber den eltmarktkonkur-
renten USA und apan verbessern. Anfang der achtziger re War die
Wettbewerbsfähigkeit 1ın wichtigen Wachstumsbranchen zurückgegangen
insbesondere 1m High-Iech-Bereich. Die ufhebung der Segmentierung der
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EG-Wirtschaft In ZWO Teilmärkte sollte Nun den Unternehmungen helfen,
ihre Produktivıtät verbessern, Größenvorteıle, Skalenerträge
(economıles of scale), nutzen, dıe Rationalisierungsmöglichkeıiten der
Produ  10NS- und Betriebsstrukturen auszuschöpfen, auf diese Weise
Osten un! Preise senken und den Absatz auszuweıten. Miıt einem ar
VO  — 340 Mı0 Verbrauchern und einem realen Bruttosozlalprodukt VonNn

35() Mrd werden dıe USA (239 MI1o. Einwohner/ 5 884a Mrd
BSP) un apan (120 MI1o Einwohner/2 463 Mrd BSP) uberho
on 9085 hat die EG-Kommission eın 95  el  UG ZUT Vollendung des

Binnenmarktes‘‘ vorgelegt. Iieses nthält eine Art ‚‚Gesetzgebungsfahr-
plan  c. mıt 300 Maßnahmen ZUr Realısıerung des Binnenmarktpro-
SgTaMmS. on Jetzt ist dieses rogramm weitgehend verwirklicht.

Um dıe Auswirkungen des Binnenmarktes, VOI em dıe möglichen
Kosteneinsparungen prognostizleren, hat dıe EG-Kommissıon eine
Studie In Auftrag egeben, deren Ergebnisse 1m S® ‚„„Cecchini-Bericht‘‘
vorgelegt wurden. Er rag den bezeichnenden 1ıte ‚„„Research the ‚Cost
of Non-Europe*“ (Luxemburg und hat einen Umfang VO  — 16 Bänden
Die Studie zeichnet eın äaußerst ros1iges Bıld Von den Auswirkungen des
Binnenmarkts:

‚„Mit Eiınsparungen für dıe Unternehmen in Höhe VO  — rund 700 Mrd BECU
ECU eiwa 2,00) und auf mıttlere Sicht bIs MIl1o. Arbeits-

plätzen SOWI1e einem nichtinflationären Wirtschaftswachstum VO  —; biıs 9 ird der
622große Markt den Wohlstand aller Europäer dauerhaft Öördern.

er Cecchinıi-Bericht und mıt ıihm das Binnenmarktprojekt sınd
vielfac. kritisiert worden. Die optimistische Einschätzung der Beschäft1-
gungsentwicklung 1im Bericht erscheıint unrealistisch?, dıe Wachstumspro-
SNOSCH beziehen sıch undıfferenziert auf rein quantitatiıve Steigerungen des
BSP Aus sozlalethischer 1C 1eg das Hauptproblem dieses Berichts In
seinem ökonomischen Reduktioniısmus, der betriebswirtschaftlıchen
Og1k, die ıhm zugrunde 1eg ‚„„‚Kosten‘‘ siınd in diıesem Bericht immer NUur

osten der Privatwirtschafit, die Uurc die Herstellung eines ‚, ZTENZECN-
losen‘“‘ Binnenmarkts gesenkt werden sollen Dıe Kosten für dıe Volkswirt-
schaft, die Aaus möglıchen gesamtwirtschaftlıchen, sozlalen un! ökolog1-
schen Fehlentwicklungen resultieren, sınd kaum im IC Was wird die
Umstrukturierung der Wirtschaft 1im Binnenmarkt möglıchen negatıven
Auswirkungen für ensch, Gesellschaft un: Umwelt zeitigen? Dies ist
nıcht die Fragestellung des Berichts außer, daß sehr undifferenziert der
allgemeıine Wohlstand verheißen wırd entsprechend der neoliberalen Jau-

372()



bensüberzeugung, daß en freler erweıterter ear un eın vermehrtes
Wachstum automatısch den Wohlstand er vermehrt.

Vorteile sınd In diesem Bericht immer 1Ur

Vorteıile für dıe Unternehmen, dıe aufgrund methodischer Prämissen autO-
matısch Vorteilen für alle werden. Damıt aber beinhaltet dıie selbst VOI-

analytısche Urteıile und versteckte Wertprämıissen. Geht Man über den Versuch hınaus,
dıe Folgen der bıs nde 1990 geplanten Integration auf der NSCH Basıs neoklassı-
scher Ansätze erfassen, dann zeigt siıch die Gefahr, da sich sozlale, ökologische

cc4und polıtısche TODIeme für bestimmte Gruppen und Regionen vergrößern.
Diıese Rısıken sollen gleich näher gesch1  er werden. Für eine sozlal-

ethische Beurteilung sınd in diesem Zusammenhang wirtschafts-, sozlal-
und umweltwiıissenschaftliche Untersuchungen wichtig, die den ökonomıi1i-
schen Reduktionismus des Cecchinıi-Berichts überwınden und versuchen,
SO Sozlalkosten In echnung stellen>. Was darunter verstehen ist,
hat Kıisker 1Im NsChAhIuU Kapp definiert:

AURteT Sozlalkosten sSınd alle diırekten und indıiırekten Belastungen, Nachteıle Oder
Schäden verstehen, dıe Drıttpersonen oder dıe Allgemeıinheıt als Folge unel1n-
geschränkter wirtschaftliıcher Tätıigkeıt oder wirtschaftspolıitischer Malinahmen
iragen haben Sozlalkosten sınd VO  . ihrem Inhalt und ihrer orm eıt mehr als die
‚externen Kosten“‘ der Neoklassık, bel denen Marktdaten Grundlage der Bewertung
sınd.‘‘

Ethisch hestimmte /7wecke der Wirtschaft
Diıeser Sozlalkostenansatz welst In die ichtung NEUETIETI wirtschafts-

ethischer Überlegungen in Theologie und Kıirche, Hr dıe Wıiırtschafit
nıemals Selbstzwec se1in kann, sondern lediglich eın Instrument ZUTr Rea-
lısıerung umfassenderer, humaner jele ist Damıt wırd eın ökonomischer
Reduktionismus krıtisiert, für den Deregulierung, Wachstum, Produktivi-
tätssteigerungen, Verbesserungen der Wettbewerbssituation etCc. erte
sich darstellen, dıe nıcht mehr auf ıhren Nutzen für übergeordnete, humane,
sozlale un: Öökologische jeije befragt werden. Wırtschaft darf nıcht als eine
Ordnung „„SUul gener1s““ verstanden werden, die In sich selber ruht un ihren
eigenen „natürlichen‘‘ Gesetzen folgt. /

Gegenüber einem olchen ‚‚Ökonomismus“‘ hebt cNrıstlıche Wiırtschafts-
hervor, da der WEeC der Wiırtschaft nıemals unabhängig VO Men-

schen bestimmt werden annn Wiırtschaft g1ibt 65 NUL, we1l CS Menschen g1bt,
S1e ist VO Menschen für den Menschen geschaliifene Instıtution. Von er
hat s1e siıch den Bedürfnissen des Menschen auszurichten, nıcht umgekehrt.
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Das fundamentalste Bedürtfnıs des Menschen ist zwelıftfellos das Bedürfnis
en Von er hat ıch den fundamentalen WeC der Wirtschaft

als ‚„Lebensdienlichkeıt“‘‘ bezeıichnet. Wirtschaft dient der materıiellen Ex1-
stenzsicherung, dem unsch des Menschen eben, sıch mehren, sich
als Individuum und Gesellschaft weiterzuentwickeln. ® ıch ann
fort, ber diesen fundamentalen WEeC hinaus weıtere Zwecke der Wiırt-
schaft definiıeren und nen den humanen, sozlalen und den ökolog1-
schen WEeC Unter dem humanen WEeC versteht C die Humanıtät der
konkreten Arbeitsverhältnisse. Der ensch muß 1m Erwerbsprozeß miıt-
gestalten, miıtbestimmen, mıtverantworten können und soll auch eiallen

der Arbeıt en eım sozlalen Sınn geht 6S die Verteilungsgerech-
1gkeıt als ethische Herausforderung. e1ım ökologischen WEeC geht CS

dıe Erhaltung der natürlichen Grundlagen en Lebens.?
Diese Zweckbestimmung der Wiırtschaft findet sıch in modifizierter Oorm

fast durchgängıg ıIn der nNeuUerIreN sozlalethıschen Lıteratur und 1eg auch
kirchlichen Stellungnahmen Wiırtschaftsiragen zugrunde. €e1 wiıird
melstens ber dıe genannten 7Zwecke hınaus der Beıtrag ZUE internationalen
Gerechtigkeıt als eigener WEC der Wirtschaft herausgehoben, dıe otwen-
digkeıt also, dıe wirtschaftlıich: zwıschen ord und Suüd überwın-
den Schließlic wird 1m kirchlich-theologischen Diıiskurs ber Wiırtschafts-

durchgängıig die Notwendigkeıt betont, dalß wirtschaftliches Handeln
‚„‚demokratieverträglich‘“‘ se1n muß el geht 6S dıe TODIeme einer
demokratıischen Begrenzung wirtschaftlichera11

Diesen Zwecken entsprechen jeweıls bestimmte ethısche Werte DDem fun
damentalen ‚WEC der Wiırtschaft entsprechen als erte Leben un! Ex1-
stenzsicherheıt, dem humanen WEeC dıe Humanıtät der Arbeitsverhält-
nısse (einschließlich der ıtbestimmung), dem sozlalen WEeC mıt se1iner
nationalen und internationalen Dimension die Gerechtigkeıt und Ol1ldarı-
tat, dem ökologischen WEeC dıe Ehrfurcht VOT der Natur als ottes chöp-
fung, der Forderung ach ‚„„Demokratieverträglichkeıit‘‘ die Begrenzung und
Kontrolle wirtschaftlicher ac UrCc demokratisch legıtimiıerte Organe ıIn
Gesellschaft und Staat

Es ist wichtig, siıch klarzumachen, da diese 7Zwecke oft in pannung
zuelinander stehen, also nıcht gleichzeıtig 1m Oollsınn realısıert werden kÖön-
e  S Man en etwa dıe Zukunft des (mit der Binnenmarktentwicklung
CN verknüpften) Kohlebergbaus und das spannungsvolle Verhältnis Öökono-
miıscher, öÖkologischer, sozlaler und entwicklungspolitischer Zielsetzungen.
Dıie Verantwortlichen in Wiırtschaft un Polıtik werden jJ1er gewichten
müüssen, oft ach einer kompromißhaften Vermittlung der Werte suchen.
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Für eine wirtschaftsethische Analyse ist N wichtig, daß keiner der Werte,
die hınter den verschledenen 7Zwecken der Wırtschaft stehen, Aaus dem IC
geral oder gal eın einzelner WEeC verabsolutiert wiıird. Dies ist e1ım ‚„„Oko-
nomısmus“‘ der Fall, aber ZU el1spie auch be1l einem einseltigen ökolog1-
schen oder sozlalen Rigorismus. Die verschiedenen 7Zwecke der Wirtschaft
und dıie dahınterstehenden Werte bılden eine Art Kräfteparallelogramm
DZW. siınd WIeE ich 65 ausdrückt ‚„relatıonal®“ aufeinander bezle-
hen anınter steht dıe Option für einen ganzheıtlıchen Ansatz, der dıe
Ganzheıt der Bedürfnisse VON ensch un:! atur bel der Analyse und NOT-
mlerung wıirtschaftlıchen andelns bedenkt Im folgenden soll mıt IC
auf dıie Binnenmarktpoliti diese 1e wirtschaftlıcher Zwecke e_

innert werden. Es zeigt Sich; dalß dıe Binnenmarktpoliti mıiıt erheblıchen
Rıisıken belastet ist, WIeEe INa die ökonomistische Betrachtungsweise VCI-

äßt Da O® diesen Rısıken inzwischen eine ansehnlıche Liıteratur g1bt,
werden sS1e 1m folgenden 11UT Nnapp angedeutet.

Rıisiken der Binnenmarktentwicklung .

für den sozlalen un humanen ‚WEeC. der Wirtschaft
Es ist schon oft darauf hingewlesen worden, daß dıe Gefahr eınes SOzl1la-

len Dumping besteht Angesichts des zunehmenden Wettbewerbsdrucks
1m großen Binnenmarkt, kommen besonders fortschrittliche, aber eben
auch kostenträchtige sozlale Standards TE Die Lohnkosten 718
welsen in den einzelnen Miıtglıedsstaaten große Unterschiede auf. Be1l einer
Lohnkostenkonkurrenz annn 6S einer Nıvellıerung ach kommen
der Standortverlagerungen, verbunden mıt großen sozlalen Härten. In
gleicher Weise geraten fortschrittlichere Regelungen des Arbeits- und
Sozlalrechts TUC z. B Regelungen der Arbeitszeıit (der arbeıitsfreıie
Sonntag, sozlale Regelungen für acht- und Schichtarbeıit) un der e_
stımmung, der Mutterschutz un: die sozlale Sicherung VON Arbeıtnehmern
und Arbeitnehmerinnen In atypıschen Arbeıtsverhältnıssen, In denen
bekanntlic VOT em Frauen beschäftigt SInd. ITIransnatıionale Konzerne
erhalten zusätzliche zn Sıe können ungehindert den für S1e günstigsten
Standort wählen und damıt polıtıschen TUC ausüben.

für den ökologischen WEeC. der Wirtschaft
Die Lıberalisıerung der ärkte un dıe polıtısche chwache der

bergen große eiahren für dıe Umwelt Hınter dem Biınnenmarktprojekt
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steht eine Wachstumseuphorie, dıe dıe kritische Diskussion dieses Konzepts
In den etzten Jahrzehnten SOUveran beiseıte chıiıebt Miıt der Steigerung des
Wiırtschaftswachstums werden auch dıe Umweltschäden wachsen.

AAn der Mittelfristperspektive sınd bel einer ITrendprognose iın folgenden Be-
reichen erhebliche Wachstumsraten verzeichnen: bel Kohlendioxydemissionen

V biıs beım Straßenverkehr (bıs 9 bıs beim Luftverkehr
(ca 100 V DIs 2000), beim Sondermüll, Papierverbrauch und Blektrizıtätskonsum.
Dies siınd Zeichen eines verschwenderıischen Entwicklungspfades. 13

Unternehmen werden verschärften Wettbewerbsbedingungen VCI-

suchen, Öökologische osten umgehen Oder auf dıe Allgemeinheıt abzu-
wälzen.steht eine Wachstumseuphorie, die die kritische Diskussion dieses Konzepts  in den letzten Jahrzehnten souverän beiseite schiebt. Mit der Steigerung des  Wirtschaftswachstums werden auch die Umweltschäden wachsen.  „In der Mittelfristperspektive sind bei einer Trendprognose in folgenden Be-  reichen erhebliche Wachstumsraten zu verzeichnen: bei Kohlendioxydemissionen  (+ 48 % bis 2010), beim Straßenverkehr (bis zu 77 % bis 2010), beim Luftverkehr  (ca. 100% bis 2000), beim Sondermüll, Papierverbrauch und Elektrizitätskonsum.  Dies sind Zeichen eines verschwenderischen Entwicklungspfades.  6613  Unternehmen werden unter verschärften Wettbewerbsbedingungen ver-  suchen, ökologische Kosten zu umgehen oder auf die Allgemeinheit abzu-  wälzen.  3. ... für internationale Gerechtigkeit  Es besteht die Gefahr, daß die Kluft zwischen reichen und armen  Ländern und Regionen in der Gemeinschaft und in globalem Maßstab  zunimmt.  a) Es wird allgemein erwartet, daß sich die regionalen Disparitäten inner-  halb der EG im Zuge der Liberalisierung des Marktes vergrößern.'!* Dies  entspricht der bisherigen Erfahrung, wie auch in den Veröffentlichungen  der EG-Kommission festgestellt wird.'® „Nicht einmal überspitzt formu-  liert kann man festhalten, daß die reichen Regionen Europas immer reicher  und die armen immer ärmer geworden sind.‘“ !® Zu den Problemregionen  zählen die agrarischen Gebiete im Süden und Westen der Gemeinschaft,  aber auch traditionelle Industrieregionen mit strukturellen Anpassungspro-  blemen (Kohle, Stahl, Textil oder Schiffsbau). Der Niedergang dieser Regio-  nen kann durch Abwanderung des dynamischen Bevölkerungsteils mit  höheren Qualifikationen beschleunigt werden.  b) Noch mehr als das Regionalgefälle innerhalb der EG droht der  Binnenmarkt das globale Nord-Süd-Gefälle zu verstärken. Es wird für Ent-  wicklungsländer noch schwieriger werden, die für sie nachteiligen Auswir-  kungen der internationalen Arbeitsteilung zu überwinden und ihre „„Terms  of Trade-Position“‘‘ zu verbessern. Im Bereich des Handels hat die EG zwar  eine Reihe von Abkommen mit Entwicklungsländern abgeschlossen, die  ihnen die ermäßigte oder zollfreie Einfuhr bestimmter Waren garantieren  und — im Fall der Lome-Konvention — eine Stabilisierung der Export-  erlöse. Trotzdem kursiert gerade in Entwicklungsländern das Bild von der  „Festung Europa“‘. Richtig daran ist, daß die EG ihre Märkte tatsächlich  324für internationale Gerechtigkeit

ES besteht dıe Gefahr, daß dıe zwıschen reichen und
Ländern und Regionen in der Gemeinschaft un: In globalem Maßßstab
zunimmt.

Es wırd allgemeın erwarteLt, dalß sıch die regionalen Disparıtäten inner-
halb der 1mM Zuge der Lıberalısıerung des Marktes vergrößern. Dies
entspricht der bisherigen Erfahrung, WIE auch in den Veröffentlichungen
der EG-Kommissiıon festgestellt wird. } 99  IC einmal überspitzt TOrmu-
hert kann INan festhalten, daß dıe reichen Regionen Europas immer reicher
und dıe immer armer geworden sind.‘‘ 16 Z/u den Problemregionen
zählen dıe agrarıschen Gebiete 1m en und Westen der Gemeinschatit,
aber auch traditionelle Industrieregionen mıt strukturellen Anpassungspro-
blemen (Kohle,a Textil oder Schiffsbau). Der Niedergang dieser €eg10-
NCN kann MT Abwanderung des dynamischen Bevölkerungsteıls mıt
höheren Qualifikationen beschleunigt werden.

och mehr als das Regionalgefälle innerhalb der TO der
Binnenmarkt das globale Nord-Süd-Gefälle verstärken. Es wırd für Ent-
wicklungsländer och schwieriger werden, dıe für s1e nachteıiligen Auswir-
kungen der internationalen Arbeitsteilung überwinden und ihre ‚„„Jerms
of Trade-Position‘“‘‘ verbessern. Im Bereich des Handels hat dıe ZWal

eıne €1 Von ommen mıt Entwicklungsländern abgeschlossen, dıe
ihnen die ermäßigte oder zollfreıe Einfuhr bestimmter Waren garantliıeren
und 1im Fall der Lome-Konvention eine Stabilisierung der Export-
erlöse. Trotzdem kursliert gerade iın Entwicklungsländern das Bıld VONl der
‚„Festung Europa‘’”. Richtig daran ist, dalß dıe ihre ärkte tatsächlıc
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bestimmte TOduktTe abschirmt, die s1e selbst nıcht konkurrenzfähig
herstellen annn Dies gilt insbesondere für eıne größere Anzahl von grar-
produkten, die In der selbst hergestellt werden. Dies gilt aber auch In
sog|  en „sensiblen“‘‘ Bereichen, bel E1ısen-, ahl-, Elektronıik- und
JTextilprodukten, petrochemischen Erzeugnissen und bestimmten Fahr-
ZEUSCH. Die Exporteinbußen für dıe betroffenen Entwicklungsländer sınd

und werden nıcht annähernd Urc dıe erwähnten Präferenzsysteme
ausgeglıchen. Die gegenwärtigen GAT ’ I-Verhandlungen drohen Agrar-
protektion1smus der scheıtern.

Ks besteht dıe Gefahr, daß sıch die noch stärker Flüchtlinge
und Wanderarbeıiıtnehmer Aaus Drıttstaaten abschirmt. Gleichzeıitig mıt der
ufhebung der Kontrollen den Binnengrenzen sollen die Kontrollen
den Außengrenzen verschärtft werden. Die bısherigen Bestrebungen ach
einer EG-weıten Harmonisierung der Asylpolıtı zeigen eine restriktive
Tendenz, das Bestreben ach Abschottung, Kontrolle, ja Abschreckung.
Offensichtlic ist dıe Gemeiminschaft nıcht bereıt, iıhren Beıtrag Z sung
des weltweiten Flüchtlingsproblems elsten.

für dıe Entwicklung der Demokratıiıe

on Jetzt hat dıe Binnenmarktentwicklung den Prozel} wirtschaftlicher
Konzentration verstärkt. Fusionen un: grenzüberschreitende Kooperation
en In bısher unbekanntem Ausmaß ZUgSgCNOMMCN. In bestimmten Pro-
duktionsbereichen entstehen monopolartige Marktstrukturen. mmer
gewaltigere multinationale Konzerne erringen marktbeherrschende Stellun-
SCcHh Miıt der Liıberalısıerung des Kapıtalverkehrs können zudem Großban-
ken und Versicherungen ihre Marktstellungen weılter ausbauen. Dıie rage
ist, ob diese wirtschaftlıch Dynamıiık polıtiısch och kontrolhert werden
kann. der geht dıie Entwicklung eher In umgekehrte iıchtung daß
mächtige Wiırtschaftskonzerne zunehmend Eıinfluß auf dıe Polıtik geW1N-
1eCcn und damıt dıe Demokratıe gefährden? Natıonale Regierungen sınd mıt
der Kontrolle dieser internatıional operlerenden Wırtschaftsgiganten längst
überfordert Hıer 1eg eine spezıfische Herausforderung für dıe Wiırd
S1e sıch ihr gewachsen zeigen? Bısher ist S$1e mıt dieser Aufgabe nıcht weıt
gekommen. In der Wırtschaftsdenkschrift der EKD O} E eC

‚‚Von einem grenzübergreifenden, straffen, überzeugenden Wettbewerbsrecht 1m
europäischen Binnenmarkt kann noch keine ede seıin So gehört den dringen-
den Aufgaben auf der staatlıchen un überstaatlıchen ene, durch dıe trıkte
Anwendung des Kartellrechts und entsprechende Maßlnahmen Wettbewerb auch
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unter sıch verändernden wirtschaftlıchen Bedingungen sicherzustellen un dıie Ent-
stehung wirtschaftliıcher Macht, dıe die Gefahr des Mißbrauchs 1n sich schlıelßit,
nach Möglıichkeıt verhindern‘‘ (48)."®

Möglichkeiten, den Rısıken egegnen
das eispie: der EG-Sozialpolitik

Ich habe 1mM vVOoTaANgSCZANSCHNCI Abschnıiıtt VON Rısıken und eiahren des
Binnenmarkts gesprochen. Damıt soll eın Katastrophenszenarı10 beschrıie-
ben werden. Es handelt sıch 1er nıcht notwendige Entwicklungen,
denen INan gleichsam schicksalha ausgelıefert ist Wenn 6c58S sıch VCI-

hielte, waren sozlalethıische Überlegungen sinnlos. Dıie Wahrscheinlıic  eıt
dieser eiahren wächst allerdings In dem Maße, In dem INan den Binnen-
markt gleichsam siıch selbst un seinen „Eigengesetzlichkeıiten‘‘ uberl3a.

W die Politik nıcht ordnend un! steuernd intervenılert. Es handelt
sıch also robleme, deren Lösung nıcht der ‚„‚unsıchtbaren Hand*‘‘* über-
lassen werden dürfen

Was tut dıe diesen eiahren begegnen? Zunächst ist festzu-
stellen, daß dıe genannten Rısıken keineswegs geleugnet werden. Sie werden
wenigstens teilweıse In den einschlägigen Veröffentlichungen der (G-Kom-
1ss1o0n ausdrücklich genannt!” und en einer el VON polıtıschen
Inıtiativen geführt, dıe die eiahren mınımıeren sollen Das 1im einzelnen
darzulegen, würde den Rahmen dieses Beıtrags Dıie Fragen, dıe
siıch 1er stellen, sınd, ob diese polıtıschen Inıtiatıven ausreichen un
grundsätzlicher ob dıe mıt iıhren Befugnissen und instiıtutionellen
Voraussetzungen überhaupt ın der Lage ist, diesen Herausforderungen
begegnen. Hıer ist eine gute Portion Skepsı1s angebracht. Dıies soll 1m fol-
genden e1spie der Soziale der veranschaulicht werden.

Der Vertrag VO  —; Rom definiert ZWaTl In seliner Taambe als Ziel der
Gemeinschaft, den „„sozlalen Fortschritt ihrer Länder sichern‘‘ und AdIie
stetige Verbesserung der enNs- und Beschäftigungsbedingungen ihrer
Völker als wesentlichem Ziel anzustreben‘‘. Trotzdem hatte dıe Sozlalpolitik
der Gemeinschaft nachgeordneten Charakter. Die grundlegende
Zuständigkeit 1€e€ bel den Miıtglıedsstaaten. Dıiıe Verträge begründen Ur

flankıerende sozlale Kompetenzen und entsprechende Institutionen für dıe
Vorrang hat In der Konstruktion der VO  — Beginn der ar

Hıeran hat grundsätzlic auch das Binnenmarktprojekt nıichts geändert,
cselbst WeNnNn VO  —; Delors un! anderen Verantwortlichen immer wıieder be-
toOnt wird, daß dıe soOzlale Gestaltung der Gemennschaft gleichrangıg mıiıt der
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wırtschafits- und währungspolitischen Gestaltung vorangetrieben werden
soll In anrneı hat dıe Sozlalpolitik 1m „Projekt Biıinnenmarkt‘“® mıt
einem folgenreichen Fehlstart begonnen, der kaum aufzuholen ist Im
€l  uCcC der EG-Kommission (1985) wurde S1E völlıg ausgeklammert. Dies
Mag damals schon eın Irıbut dıe britische Premierminıisterin, Maggılie
atcher, SCWESCH se1In. rst auf der Jagung des europälischen ates der
Staats- und Regjlerungschefs In Hannover unı wurden dem
TUC elner sens1ıbilisierten Öffentlichkeit sozlale Aspekte intensiver 1SKU-
tı1ert und 1mM Schlußprotokoll erwähnt. Seitdem wıird der Sozlalpolitik ZWaarT

mehr Aufmerksamke1 gew1dmet, doch zeigt dıe Entwicklung, daß die wirt-
SscCha  1 Vollendung des Binnenmarktes rasch realısıert wird, während
dıe sozlale Gestaltung 1mM Schneckentempo vorankommt.

Im Oktober 9089 hat dıe EG-Kommission den Entwurf einer ‚‚Gemeın-
schaftscharta der sozlalen Grundrechte‘®‘‘ vorgelegt. Miıt ihrer sollte
EG-weıt eın „„sozlaler Socke geschaffen werden, sozlale Mındeststan-
ar! für Arbeitnehmer, die nıcht unterschrıtten werden dürfen Be1l dem
EG-Gipfe im Dezember 989 In Straßburg en 11UT 11 Miıtgliıedsländer
dieser Sozlalcharta zugestimmt dıie brıitische Premierministerin lehnte sS1e
ab €1 ist diese Charta nıcht mehr als eine unverDbDın  iıche Wıllenserklä-
Tung Rechtsansprüche können Aus ihr nıcht abgeleıtet werden. Es werden
In sehr allgemeıner Weılise Grundrechte der Arbeıtnehmer In folgenden
Bereichen definilert: Freizügigkeıt, Beschäftigung un: Arbeitsentgelt, Ver-
besserung der eNns- und Arbeıtsbedingungen, sozlaler Schutz, oalı-
tionsfreiheit un: Tarıfverhandlungen, Berufsausbildung, Gleichbehandlung
VO  — ännern und Frauen, Unterrichtung, nhörung und Miıtwirkung der
Arbeıtnehmer, Gesundheitsschutz un Sicherheit ıIn der Arbeıtsumwelt,
Kınder- und Jugendschutz, altere Menschen und Behinderte.

Dies sınd ZWal wichtige Bereiche der Sozlalpoliitik, doch mangels Ver-
bindlichkeit und Konkretion der Bestimmungen hat diese Charta wen1g
Wert Um die Empfehlungen der Charta doch och konkretisieren und
umzusetzen, hat die EG-Kommissıon ann ein ‚„Aktionsprogramm ZUT

Sozlalcharta‘‘ vorgelegt. Es sıeht dıe Durchführung VO  — 5() aßnahmen
VO  S EG-Verordnungen, Rıchtlininen, Empfehlungen, Untersuchungen eiCc.
Seitdem hat die Kommission nicht zuletzt auf El des europäıischen
Parlaments züglg diesem Programm gearbeıtet und hatte Ende 1991
ıhren Anteıl diesem Togramm 1im wesentlichen erledigt. Dıe 25 e_
sehenen Gesetzesinitiativen edurien jedoch der Zustimmung des Miınıister-
rats un:! kommen dort 11UT außerst schleppend
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Umstrıtten sınd insbesondere Richtlinienentwürfe ZUT ‚‚Anpassung der Arbeıts-
zeit:?® „atypıschen Arbeitsverhältnissen‘‘, „„‚europälischer Betriebsrat“‘ un ‚„Ent-
sendung VO  b Arbeıiıtnehmern‘“. BeIl den Rıchtlinien ZUT Arbeitszeıt geht
weıte Mindeststandards Tür die täglıche Ruhezeıt (vorgeschlagen sınd zwölf ‚USa)  -

menhängende Stunden), dıe wöchentliıche Ruhezeıit (ein Jag 1im Durchschnitt VON

wWwel Wochen), Urlaub (vier ochen), Nachtarbeıt eiCc. BeIl den Rıchtlinien
atypıschen Arbeitsverhältnissen geht Mindeststandards für Teilzeitarbeıit,
Zeitarbeit und Salisonarbeıit. Der Richtlinienentwurf für „europäıische Betriebs-
räte‘‘ sıeht VOIL, daß In Großunternehmen mıiıt über 000 Beschäftigten und mınde-
SsStens wWwel Standorten In verschiedenen Miıtglıedsstaaten Euro-Betriebsräte geschaf-
fen werden. 1ese mıindestens einmal 1mM Jahr dıe Kosten rag das nNntier-
nehmen. Siıe sollen allerdings 1U Informatıions- und Konsultationsrechte haben un!
erfüllen N1IC alle gewerkschaftlichen Anforderungen TIrotzdem ırd der Entwurf
VO  — Arbeıtgeberseıte kategorisch abgelehnt.

Wenn I1a bedenkt, daß dıe dıversen Rıchtlinien, WE s1e schlıeBblic. 1m
Minıisterrat verabschiledet sınd, erst och ıIn einem langwlierigen Prozel} In
das jeweilige natıonale ec der Miıtglıedsstaaten umgesetzt werden MUS-

SCHL, wıird eutlıc. dalß bıs ZU Inkrafttreten des Binnenmarkts Ende 997
gul WIEe keine rechtsverbindlichen Regelungen getroffen se1ın WCI -

den Möglicherweise wird sıch die Vollendung dieses Aktiıonsprogramms bıs
ber das Jahr 2000 hinaus hiınzıehen. Nıchts ze1igt deutlicher den nach-
geordneten Charakter, J9, die chwache der EG-Sozlalpolitik

Der Gipfel Von Maastrıicht hat diese chwache eher offenbart als über-
wunden. ach zähem Rıngen einigte INan sıch, daß eine Elfergemeinschafi

ohne Großbritannien sich Fortschriıtte 1ın den Regelungsbereichen
‚„Arbeıtsbedingungen““, ‚„Anhörung un! Vertretung VonNn Arbeitnehmern‘‘
und ‚‚Gleichbehandlung VO  — Mann und Tau  6 bemühen ll

Der Binnemarkt wıird also vollendet werden, ohne daß gleichzeıt1ig eın
EG-welter ‚„„50Zlalraum““ geschaffen worden ist: Den Rısıken für arbeıts-
rechtliche Normen und den sozlalen Schutz konnte polıtisch nıcht recht-
zeıt1g begegnet werden. Die Folgen sınd och nıcht se  ar. on jetzt
aber hat sıch um 1Ur ein eısple LECMNNECIN gezelgt, daß 6N ıIn den
meılsten Miıtgliedsstaaten Lockerungen e1ım Verbot der Sonntagsarbeıt
gekommen ist Miıt dem Hınwels auf ‚„„lıberalere‘‘ Bestimmungen In ach-
barländern Oordern Unternehmungen immer mehr Ausnahmen Von diesem
Verbot, international wettbewerbsfähig bleiben Da 6S auf europäl-
scher ene keine Regelungen ZU Schutz des Sonntags g1bt, kommt 6S

einer schrittweisen Demontage dieses wichtigen Kulturguts. Der arbeıtsfreie
Sonntag ist bisher siıchtbarer USaruCc einer Begrenzung des Anspruchs des
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ÖOkonomischen auf den Menschen. Befreıit VO TUC des Arbeıtens, Pro-
duzlerens, Geldverdienens un Vermarktens en Menschen eın uC
gemeiInsamer eıt für Famılie und Freunde, Kultur un Hobbıies, (jottes-
dienst un Gemeıindeleben Der TG den der Sonntag jetzt geräat,
belegt zeichenhaft die Übermacht des Okonomischen ıIn uUunNnseIer Lebenswelt
un! dıe Herausforderungen für das sozlalethische Engagement VON Chr
sten un! Kırchen

Die Notwendigkeit einer offenen, handlungsfähigen
demokratischen Gesellschaft

Die bısheriıgen krıtiıschen Aussagen ZUT implızıeren keine Ablehnung
dieser Gemeimnschaft. Im Gegenteıl: Die genannten Rısıken der Binnen-
marktentwicklung, dıe Gefährdungen für sozlale und arbeıitsrechtliche
Standards innerhalb der Gemeılmnschaft, für dıe strukturschwachen €g10-
NCN, für dıe Entwicklung der Okonomien UOsteuropas und des Südens, für
Umwelt und Demokratıie verwelisen eher auf dıe Unverzichtbarkeıt der
Europäischen Gemeıininschaft und dıe Notwendigkeıt, ihre andlungsfähig-
keıt stärken. Der Internationalısiıerung der Wırtschaft muß eine Inter-
nationalısıerung der Polıtik korrespondieren. Dıe bletet hlerfür Ansatz-
punkte, dıe konsequent ausgebaut werden mussen Die Handlungsspiel-
raume für eiıne wirksame Wiırtschafts-, Sozlal-, Umwelt- und Entwicklungs-
polıtık auf natiıonaler ene werden zunehmend Es kein Weg
daran vorbel, zunehmend Kompetenzen VO  —; nationaler auf Gemeiminschafts-
ebene übertragen. Damıt soll keinem Brüsseler Zentralısmus das Wort
geredet werden Was auf der ene der Regilerungen VON Mitgliedsstaaten
und Regjionen kompetenter und bürgernäher entschıeden werden kann, soll
Oort auch bleiıben Gerade für einen großen polıtıschen Gestaltungsraum
WIe dıe ist das Prinzıp der Subsıdiarıtät wichtig ber dıe 1er dar-
gestellte internationale Entwicklung zeigt die Notwendigkeıit elInes (G-wel-
ten Ordnungsrahmens, der verbindliche sozlale und ökologische Standards
estlegt, dıe auch verschärften Wettbewerbsbedingungen nıcht unter-
schrıtten werden dürfen, der den sOz10-Ökonomischen Ausgleich zwischen
starken un schwachen Regionen fördert, der wiıirtschaftlıche Machtzusam-
menballungen 1n Grenzen hält und Monopolstellungen verhındert. Gileich-
zeıt1ig braucht dıe Gemeninschaft mehr andlungsfähigkeıt, Ww1e e1n-

beschrieben der Verantwortung für das gemeinsame europäische
Haus und für dıe Zweıldrittelwelt nachzukommen.
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Dies erfordert aber quası staatliche Strukturen für dıe Gemeinschaft. Das
System der sozlıalen Marktwirtschaft eine Machtbalance zwıschen
Wiırtschaft und Staat VOIaus WOo dıe Seıite des Staates DbZw. WIe 1mM
Rahmen stark unterentwickelt ist, drohen der Einwirkung ungezügel-
ter Mar  Ta folgenreiche Einbrüche in mühsam erkämpfte sozlale und
Ökologıische Errungenschaften. Unter der Einwirkung neolıberaler Kräfte,
dıe Jetzt schon den Binnenmarkt als ‚„„dıe größte Deregulierungsaktion der
Geschichte‘‘ felern, wıird zunehmend auf dıe wundersamen Wırkungen des
Marktes Lasten der wirtschaftlic Schwächeren und der
Umwelt, Lasten aber auch aktıver polıtıscher Gestaltung dieser Gemeılin-
schaft i1sche Überlegungen werden sınnlos, WCNN INan dıie Wırtschaft
ınfach ihren ‚„E1gengesetzlichkeıiten“‘ überlassen ll Es ist die zentrale
Herausforderung der gegenwärtigen Sıtuatlion, einer olcher Entwiıcklung
entgegenzuwirken. Hıer sınd nıcht 1U Reglerungen, Parteıen, Sozlalpart-
HOT: und erbande gefordert, sondern gerade auch T1ısten und Kırchen S1ie
en sıch sachkundiıg machen, aufzuzeigen, 65 Gestaltungsräume
für diese Gemeninschaft g1bt, alternatıve Optionen, hinter denen Ja STeis
bestimmte Wertvorstellungen stehen. Diıese OÖptionen edurien der Ööffent-
lıchen polıtischen Dıskussıion. Es gilt, einen Dıskurs ber dıe ‚„Tinalıte““, dıe
eigentlichen Zielsetzungen der Gememnschaft, eröffnen. In diesen DIs-
kurs ollten Chrıisten und Kırchen siıch mıt sozlalethischen ÖOrlentierungen
einbringen, dıie gleichzeitig den Maßstäben ihrer Botschaft un den eraus-
forderungen der Gegenwart entsprechen.

Eın olcher Ööffentlich polıtischer Dıskurs macht allerdings NUur Sınn,
WENN seinem Ende auch demokratische Entscheidungen stehen. Hıer Lut
sıch eın zweıtes Kernproblem der Gememnschaft und ihrer Institutionen auf.
Es mangelt iıhr nämlıch nıcht 1U Staatlıchkeit und entsprechender
Handlungsfähigkeıit, sondern auch demokratischer Legıtımation. 7Zureli-
en Jegıtıimilert ist 1U das demokratisch gewä  © Parlament. Dieses hat
jedoch sehr eingeschränkte Befugnisse. Ihm fehlen dıe uüublıchen Kompeten-
ZenNn eines Parlaments, nämlıch Gesetze erlassen und dıe Exekutive wirk-
Sd. kontrolheren. Das Europäische Parlament hat sıch ZWaTl inzwıschen
gewlsse Miıtwirkungsrechte 1im Gesetzgebungsverfahren erkämpft, aber dıe
letzte Entscheidung lıegt ach WIeEe VOT eım Ministerrat. *©

Der Ministerrat aber ist eine Vertretung der natıonalen Reglerungen. KBr
ist 11UT indirekt demokratisch und jedenfalls nıcht europälisch legiıtimlert.
Das Parlament hat ıhm gegenüber kaum Kontrollmöglichkeıiten. Überdies
kommen bel ıhm weıtreichende exekutıve und legislative Kompetenzen
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VO  —; demokratischer Gewaltenteilung kann keine ede seINn.
ntgegen dem, Was oben gesagt wurde, INa darum gefragt werden, ob enn
dıe ärkung der Handlungsfähigkeit einer 1m Demokratiebereich defiz1-
aren Gemeiminschaft WITKIIC wünschenswert ist Hıer zeıigt sıch tatsäc  IC
eın großes Dılemma Der internationale Problemdruck un dıie zuneh-
mende Verflechtung der Wiırtschaft erfordern Kompetenzübertragungen
und eine größere Handlungsfähigkeıit für die Gemeinschaft. Ihr Demokra-
tı1edefızıt dagegen äßt solche Forderung höchst bedenklich erscheıinen.
Denn In dem Maße, iın dem Kompetenzen Von den demokratisch legiıtimler-
ten natıonalstaatlichen Organen auf die chwach legiıtimlerten Geme1ln-
schaftsorgane übertragen werden, kommt 6S einer Aushöhlung der
Demokratıie. Nur wenige machen sıch klar, daß die demokratische Entwick-
lJung gemeılnschaftsweılt nıcht 11UT stagnıert, sondern sıch negatıv entwickelt.
In Jüngster eıt ist vermehrt beobachten, daß dıe Reglerungen der Mit-
glıedsstaaten Gesetze, dıe s1e auf natiıonaler ene nıcht durchzusetzen VCI-

möÖögen, ber die „europäische Hıntertür“*‘ einzuführen versuchen. [Dort
können s1e 1im Ministerrat unbehelligt VON Parlament un Öffentlichkeit

mıt anderen Regierungen ausgehandelt werden. Der U-Europa-
abgeordnete Franz-Ludwig Stauffenberg hat diese TODIeme csehr anschau-
iıch auf den un gebracht:

‚Ast überhaupt zulässıg, daß demokratischer Rechtsstaat und andere
aaten hoheitliche ewalt abgıbt eine Organıisatıion, In der dıe Ausübung der
Hoheıtsgewalt eıt hinter dem Standard demokratıischer Rechtsstaatliıchkeıit zurück-
fällt? Die Z/uständıigkeıten, die dıe natıonalen Parlamente die Europäische
Gemeıinscha abgegeben haben, blıeben 1im wesentlichen beim Miınısterrat also
dem TemM1Uum der einzelstaatlıchen Regjierungsvertreter und In der PraxIıs bel
den Behörden. Wo sıch Regierung und Verwaltung bisher mıiıt den gewählten Abge-
ordneten oft mühsam zusammenraufen mußten, ehe einem esetz kom-
iIinen konnte, bleiıben 1U  — Minister un Beamte weıtgehend unter sich Ihre era-
tungen sınd geheim. Der Werdegang iıhrer Kompromisse vollziıeht sıch hınter geschlos-

Türen, abseits VonNn parlamentarischer Kontrolle und Kontrollierbarkeit “*!

Dementsprechend nehmen natürliıch auch dıe demokratischen Einfluß-
möglıchkeiten VO  —; Bürgern und Bürgerbewegungen rapıde ab, csobald Ent-
scheidungskompetenzen auf die EG-Ebene verlagert werden. Sie können
ZWAar annn ihre gewählten Vertreter 1Im G-Parlamen ansprechen, doch
diese vermÖögen wen1g auszurichten. Das rgebnıs annn 11UT eine weıtere
Zunahme der Polıtikverdrossenheit der Bürger sein und och weni1ger Iden-
tiıfıkation mıt dieser ohnehın schon wenig populären Gememnschaft.
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Eın Ausweg AUus diıesem Dılemma kann 11UT darın bestehen, daß el
ufgaben zügl1g vorangebracht werden: eın au des Demokratiedefizıts
un elıne ärkung der polıtischen Handlungsfähigkeıt der Gememnschaft.
el würde ich der Demokratieentwicklung zunächst den Vorrang geben
Das Parlament braucht legislatıve Oompetenzen, stärkere Kontrollrechte für
die Exekutive un! Haushaltsrechte, WIE dıe natıonalen Parlamente. Solange
1€S$ nıcht erreicht ISt: SINd welıtere Kompetenzübertragungen die
Gemeiminschaft schwer rechtfertigen. Nur das Parlament diese acht-
befugnisse hat, wırd CS die notwendige OIIentliche Beachtung finden und
damıt auch der erwähnte OIiIentliche Dıskurs ber die Gemeımnschaft un
ihre jele ıIn Gang kommen.

Der au des Demokratiedefizıts und die ärkung der Handlungs-
fähıgkeıt der Gemelinscha sınd Voraussetzung afür, daß dıie tatsäch-
iıch einer ‚„„‚Gemeıinschaft‘‘ wırd, die diese Bezeichnung verdient, daß ihre
ökonomistisch-technische Beschränktheit überwunden wırd. Christen und
Kırchen ollten sıch aiur einsetzen, daß dıe Gememnschaft demokratischer,
handlungsfähiger und Offener wird, we1l 1Ur der Eıinsatz für Gerechtig-
keıt, Frieden und Bewahrung der Schöpfung 1im Binnenmarkt un! ber ih
hınaus 1mM europäischen und globalen Maxßstab sinnvoll un: möglıch ist
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Folgendes Schema zeıgt die Entscheidungswege innerhalb der Gemeıinscha:

Entscheidungsprozeß 1m ‚„‚Kooperationsverfahren““ ach Art 149 des ‚WG-Vertrages

KOommı1ıssıonKommission
Vorschläge

Europäisches Parlament

Stellungnahme

MıniısterratE a T H R VD  Ministerrat
gemeinsamer Standpunkt

Annahme Oder Abänderung Ablehnung
mıt absoluter Mehrheıitkeine AÄußerung

Mınıiısterrat Kommissıon MiınisterratMinisterrat  D Kommission Ministerrat  A
Annahme des gemeinsamen bernommene nıcht Annahme NUT mıiıt

Standpunktes mıiıt Abänderung bernommene Eınstimmigkeıtqualifizierter Mehrheit des Abänderung des

ınısterraiMinisterrat
Annahme mıit Annahme [1UT
qualifizierter mıt Einstimmigkeıt

Mehrheıit

Erste Lesung iIm Europäischen Parlament
7 Zweıte sung iIm Kuropäischen Parlament

Quelle: integration NT. 1/1989, 17

Der Vertrag VO  b Maastrıicht S1e. allerdings VOI, daß das Parlament künftig In bestimmten
Gesetzgebungsbereichen uch mitentscheiden soll (Binnenmarkt, Verbraucherschutz,
Umwelt und transeuropälsche Netze) Da das jedoch eın Inıtıiatıvrecht besitzt, läuft
1€e$s auf eın bloßes Veto-Recht hinaus: Es ann Gesetze verhindern, ber N1IC: inıtneren
un! ges  en
1e. Das Parlament Nr. VO' 13 Januar 1989, 13

334


